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Die Krankheit des überbordenden Sozialstaates, 
man könnte sie aus Aktualitätsgründen auch griechi-
sche Krankheit nennen, hat viele Gesichter, aber nur 
drei Ursachen: mehr ausgeben als einnehmen, falsche 
Anreize setzen, vermeintlich Gutes tun mit dem Geld 
anderer. Im Falle Griechenlands werden diese Ursa-
chen durch ein komplexes Gestrüpp aus Bankenregu-
lationen (Basel II), Geldpolitik (Tiefzinsstrategie) und 
Währungspolitik (Euro) verstärkt. Das Kapital, das 
die EU im Rahmen des Rettungsschirms bereitstellt, 
wird zwar vorübergehend etwas Linderung verschaf-
fen, die Lage aber längerfristig noch mehr destabili-
sieren, weil die eigentlichen Ursachen in der verfüg-
baren Zeit nicht beseitigt werden.

Auch die Schweiz geht in vielen Beziehungen den 
Weg, den Griechenland vorzeichnet. Die obligatori-
sche zweite Säule, um ein Beispiel zu nennen, zeigt 
direkt vor unseren Augen, wie die griechische Krank-
heit einen wichtigen Pfeiler unseres Staates befallen 
hat. Die jährlichen Zinsgutschriften auf dem Kapital 
der Erwerbstätigen (BVG-Mindestzins) richten sich 
nicht nach den Ergebnissen der Kapitalmärkte und 
einer wettbewerbsorientierten Versicherungswirt-
schaft, sondern nach der Entscheidung des Bundes-
rates. Eigentlich unglaublich! Resultat: Umverteilung 
von den Unternehmungen und den relativ immobilen 
Arbeitnehmern hin zu den relativ mobilen Arbeitneh-
mern; tendenzielles Ausscheiden von Versicherungen 
aus der zweiten Säule. Und die Höhe der Neurenten 
richtet sich beim «Umwandlungssatz» nicht nach 
Lebenserwartung und Kapitalmarkt, sondern nach 
einem Bürokratieentscheid. Noch unglaublicher! Re-
sultat: Neurenten, die im Schnitt dreissig bis vierzig 
Prozent zu hoch sind und im entsprechenden Um-
fang von den Erwerbstätigen finanziert werden müs-
sen. Es ist seit mindestens 15 Jahren offensichtlich, 
dass die zweite Säule auf diesem Weg an die Wand 
gefahren wird. Die Indizien verdichten sich, dass der 
Point of no Return bereits überschritten ist.

Um diese und andere unheilvollen Entwicklungen 
zu stoppen, welche die Schweiz langsam und fast 
unmerklich, aber zuverlässig destabilisieren, gibt es 
nur eine Antwort: mehr Markt (mehr Transparenz, 
mehr Wettbewerb, mehr Eigenverantwortung), 
weniger Staat (auch keine Abstimmungen über die 
Lebenserwartung und den Realzins). Diese 
Verschiebung ist langfristig wesentlich, um das zu 
bewahren, was die Schweiz ausmacht. 
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Das Baugewerbe boomt und hat 
vor allem 2009 in grossem Stil 
Stellen geschaffen. Nun naht das 
Ende der Euphorie: Die von KOF 
befragten Unternehmen rechnen  
seit Herbst mit einem Stellen
abbau. Die auf Binnennachfrage 
ausgerichtete Branche spürt die 
sich abschwächende Konjunktur 
verzögert. 

Pessimistisch blickt in erster Li-
nie das Bauhauptgewerbe in die 
Zukunft. Beim Ausbaugewerbe 
sei die Lage entspannter, da Um-
bauten künftig mehr gefragt sei-
en als Neubauten, so der Schwei-
zerische Baumeisterverband SBV. 
Einen massiven Einbruch an der 
Jobfront befürchtet der SBV in 
2012 dennoch nicht – der Stand 
der baubewilligten Wohnungen 
ist auf einem Rekordhoch. Es 
herrsche aber eine grosse Un
sicherheit. 

Nicht auszuschliessen sei eine 
«empfindliche Abkühlung» auf 
dem Arbeitsmarkt. Einzelne Bau-
firmen beklagten vermehrte Auf-

Der KOF-Indikator zeigt: In der 
Industrie  steht ein Stellenabbau 
bevor. Schon in den letzten Wo-
chen mehrten sich die schlechten 
Nachrichten. So gehen beim US-
Chemiekonzern Huntsman in Ba-
sel 680 Jobs verloren. Der Indus-
triekonzern Huber + Suhner ver-
lagert 80 Arbeitsplätze ins Aus-
land. Kudelski, Spezialist für Si-
cherheitssysteme, entlässt in der 
Westschweiz 270 Mitarbeiter. In 
erster Linie trifft es exportorien-
tierte Unternehmen, die unter 
dem starken Franken leiden. Kon-
zerne hingegen, die ihr Geld über-
wiegend in der Schweiz erwirt-
schaften, rechnen laut KOF nur 
mit geringem Personalabbau. 

Dennoch zeigt sich beim Blick 
auf die einzelnen Industrieberei-
che ein durchzogenes Bild.

Uhrenbranche Der Genfer Luxus-
güterkonzern Richemont will in 
den nächsten zwei Jahren 2000 
Stellen schaffen. Bei der Bieler 
Swatch Group heisst es, dass wie 
im laufenden Jahr auch 2012 
«Hunderte von Stellen» entste-
hen. Dank des Prädikats «Swiss 
made» geniesst die Branche ge-
wissermassen Heimatschutz auf 
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Zweite Säule: 
Mehr Markt,  
weniger Staat

Das Gastgewerbe trifft es mit am 
schlimmsten: Seit der Finanzkrise 
sehen die Arbeitgeber für neue 
Jobs schwarz, seit dem Sommer 
stehen die Zeichen rasant auf Ab-
bau. Der Branchenverband Ho-
telleriesuisse rechnet damit, dass 
in der Wintersaison in der Ferien-
hotellerie rund 5 Prozent weniger 
Personal beschäftigt wird als im 
vergangenen Jahr. Laut Berech-
nungen der SonntagsZeitung 
dürften damit etwa 1400 Jobs 
wegfallen. Die Betriebe wollen 
Mitarbeiter nicht mehr fest an
stellen und setzen der Flexibilität 
wegen zu Spitzenzeiten vermehrt 
auf Personal, das sie auf Stunden-
basis bezahlen. 

Jobs werden vorwiegend in den 
Alpenregionen gestrichen – vor 
allem in Betrieben, die stark auf 
Gäste aus dem Euroraum ange-
wiesen sind. Der teure Franken 
macht Touristen aus Ländern wie 
Deutschland, Italien und Frank-
reich, aber auch Grossbritannien 
wenig Lust, ihr Geld in der 
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optimistisch. Schlechter sieht es 
bei den Druckmaschinenherstel-
lern aus. 

Wie 2008/2009 werden viele 
Firmen versuchen, Entlassungen 
durch Kurzarbeit zu vermeiden. 
Ob die Strategie diesmal aufgeht, 
ist fraglich. Die damalige Krise 
traf die Unternehmen schnell und 
hart. Derzeit bremst die Konjunk-
tur langsam ab. Werden die Prob-
leme der Eurozone und die dar-
aus resultierenden Währungs
turbulenzen nicht überwunden, 
droht eine langwierige Krise, in 
der Kurzarbeit nicht ausreicht. 

Der Beschäftigungsindikator ba-
siert auf den Umfragen der Kon-
junkturforschungsstelle der ETH 
Zürich (KOF). Er zeigt, wie Firmen 
die Zahl an Beschäftigten ein-
schätzen und ob sie in den nächs-
ten drei Monaten Stellen aus- 
oder abbauen wollen. Die Pfeile 
über den Charts beschreiben die 
Tendenz für 2012 und sind Prog-
nosen der SonntagsZeitung.  

Der KOF-Indikator

BAUGEWERBE

tragsstornierungen. Trotz allem 
wird es bei einem leichten Perso-
nalabbau kaum Fachkräfte tref-
fen. Die Branche leidet seit Jah-
ren unter einem Mangel an hoch 
qualifiziertem Personal und wirbt 
Mitarbeiter teilweise direkt von 
den Baustellen der Konkurrenz 
ab. Gesucht waren bislang Bau-
führer, Poliere und Berufsleute 
mit Lehrabschluss. Bei einem 
Personalabbau im kommenden 
Jahr  sind deshalb in erster Linie 
Beschäftigte ohne Berufslehre 
gefährdet.  

Schweiz auszugeben. Preissen-
kungen drücken auf die Margen.

Doch auch Betriebe in den 
Grenzregionen, etwa am Genfer-
see, dem Tessin und dem Boden-
see reichen beim Küchen- und 
Servicepersonal. Der Verband 
Gastrosuisse beklagt, dass gerade 
grössere Anlässe wie Hochzeiten, 
Firmen und Familienfeiern über 
die Grenze verlegt werden. An-
ders sieht die Situation in den 
Hotels und Restaurants der grös-
seren Städte aus: Hier bleiben die 
Stellen erhalten. 

GastGewerbe

MEM-Industrie Hans Hess, Präsi-
dent vom Branchenverband 
Swissmem rechnet damit, dass in 
der Maschinen-, Elektro- und 
Metallindustrie im kommenden 
Jahr 10 000 Stellen verloren ge-
hen. Nach Einschätzungen des 
Verbandes Angestellte Schweiz 
dürfte die Elektroindustrie weni-
ger betroffen sein. Hart spüren 
die Unternehmen der Metall- und 
Maschinenindustrie die Abküh-
lung der Konjunktur. Die Maschi-
nenindustrie lässt aber ein pau-
schales Urteile kaum zu: So be-
hauptet sich die Textilmaschinen-
industrie infolge der Nachfrage 
aus China sehr gut. Auch für die 
Hersteller von Verpackungsma-
schinen ist Angestellte Schweiz 

den Weltmärkten. Durch Preis-
erhöhungen kann die Schwäche 
von Dollar und Euro teilweise 
kompensiert werden. Die Nach-
frage aus China boomt weiterhin, 
auch wenn eine Verlangsamung 
zu beobachten ist.
Pharma Die importierenden Fir-
men, Ableger ausländischer Kon-
zerne, leiden unter der Währungs-
entwicklung. Ihr Verband Vips 
geht davon aus, dass 2012 «500 
bis 1000 Stellen» verloren gehen. 
Novartis streicht im Inland 1100 
Stellen, auch in der Produktion. 
Ein Stellenabbau droht bei Acte-
lion und bei Merck Serono. Welt-
weit steigt der behördliche Druck 
auf Medikamentenpreise.
Chemie Als Frühzykliker bekom-
men die Chemiekonzerne die Ab-
kühlung der Konjunktur bereits 
voll zu spüren. Im grossen Stil 
werden Stellen nach Asien verla-
gert, wo die Nachfrage stark und 
die Kosten tief sind. Das Wirt-
schaftsforschungsinstitut BAK 
Basel sieht einen Hoffnungs-
schimmer: Von der für die zweite 
Jahreshälfte 2012 «prognostizier-
ten Dynamisierung der Weltkon-
junktur» werde «gerade die Basis-
Chemie stark profitieren».
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